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N S - V E R G A N G E N H E I T

Künast überprüft
Mitarbeiter 

Auch Landwirtschaftsministerin Rena-
te Künast will nun die nationalsozia-

listische Vergangenheit ihres Hauses auf-
arbeiten. Auslöser ist die Debatte im
Auswärtigen Amt um Nachrufe für Di-
plomaten mit NS-Bio-
grafie. Künasts Ministe-
rium ehrte bislang ver-
storbene Mitarbeiter
ohne Rücksicht auf de-
ren Rolle im „Dritten
Reich“. Ob der Verstor-
bene beispielsweise
früher Mitglied der
NSDAP war, sei bis-
lang „nicht besonders geprüft“ worden,
so eine Sprecherin. Künast ordnete da-
her an, vor einem Nachruf die Personal-
unterlagen künftig „auf Hinweise auf
eine NS-Vergangenheit des Verstorbenen
zu prüfen“. Zudem will sie die Geschich-
te des Vorläufers ihres Hauses, des
„Reichsministeriums für Ernährung und
Landwirtschaft“, erstmals systematisch
von Historikern erforschen lassen.

E U - E R W E I T E R U N G

Stoiber will Beitritte
bremsen

Bayerns Ministerpräsident Edmund Stoiber hat Bundes-
kanzler Gerhard Schröder aufgefordert, sich für eine Nach-

besserung der EU-Beitrittsverträge mit Rumänien und Bulga-
rien einzusetzen. In einem Brief Stoibers an Schröder heißt es,

die Regeln für den Zugang von
Arbeitnehmern und Unterneh-
men aus den Beitrittsländern in
den europäischen Markt reichten
nicht aus. Die Erfahrung nach der
jüngsten EU-Erweiterung zeige,
dass „Verwerfungen im Dienstleis-
tungsbereich durch den Zuzug
von Billiganbietern aus den mit-
tel- und osteuropäischen Ländern“
nicht zu verhindern seien. Für
Rumänien und Bulgarien müssten
daher die Übergangsregeln auf
weitere Branchen ausgedehnt
werden. Dem SPIEGEL sagte der
CSU-Vorsitzende, notfalls müsse
der EU-Beitritt der beiden Län-

der verschoben werden. Die „schweren handwerklichen Feh-
ler“ bei der ersten Runde der EU-Osterweiterung dürften sich
auf keinen Fall wiederholen: „Der Kanzler kann nicht zu Hau-
se über ausländische Billigarbeit für ein paar Kröten schimp-
fen und gleichzeitig in Brüssel das Tor für weitere Billigarbei-
ter aus Rumänien öffnen.“ Die Probleme nach dem Beitritt der
zehn Länder im vergangenen Mai seien eine wesentliche Ur-
sache für das Anwachsen antieuropäischer Stimmung. „Wenn
die EU-Verfassung in Frankreich scheitert, kann man in Euro-
pa nicht einfach zur Tagesordnung übergehen. Dann muss die
Erweiterungspolitik der Europäischen Union grundlegend über-
prüft und korrigiert werden“, sagte Stoiber.

A T O M W A F F E N

FDP gegen Bomben
Den Abzug der amerikanischen Nu-

klearwaffen aus Deutschland ver-
langt die FDP. In einem Bundestags-
antrag anlässlich der nächsten Monat in
New York stattfindenden Konferenz
zum Atomwaffensperrvertrag monieren
die Liberalen zudem, dass die Bundes-
wehr noch immer an
den „Vorbereitungen zu
einem Einsatz“ solcher
US-Bomben beteiligt
ist. Tatsächlich üben
deutsche „Tornado“-Pi-
loten im rheinland-pfäl-
zischen Büchel weiter-
hin den Nuklearkrieg.
Etwa 150 Atombomben
lagern laut FDP-Papier
in Deutschland. Sie be-
finden sich in Büchel
und Ramstein unter
amerikanischem Ver-
schluss. 
Auch der belgische Se-
nat drängte vergangene
Woche einmütig auf
den „schrittweisen“

Abbau der insgesamt knapp 500 
US-Atomwaffen in Europa. SPD und
Grüne nahmen derart konkrete For-
derungen in ihren Bundestagsantrag
zur Sperrvertragskonferenz aller-
dings nicht auf. Das Auswärtige Amt
des Grünen Joschka Fischer und das
Wehrressort des Sozialdemokraten
Peter Struck waren offenbar dagegen,
weil sie keinen neuen Streit mit den
USA wollen. 

Nuklearwaffenattrappe am „Tornado“ 
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